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2.  Frieden und Sicherheit – Ziele und 
Mittel der Politikgestaltung

THOMAS NIELEBOCK

Frieden und Sicherheit zum Gegenstand 
von Betrachtungen zu machen, bedarf 

vielfältiger Differenzierungen. Zum einen 
sind die unterschiedlichen Verständnisse 
dieser beiden Begriffe zu berücksichtigen, 
zum anderen ist zu beachten, dass beide 
Begriffe sowohl als wissenschaftliche Ana-
lysekategorien als auch als »politische 
Kampfbegriffe« im Alltag Verwendung fin-
den. Als wissenschaftliche Analysekatego-
rien werden sie mal gegenüber gestellt, 
mal synonym verwendet; im politischen 
Alltagsgeschäft sehen sich deren Vertreter 
und Vertreterinnen eher in einem Gegner-
schaftsverhältnis, in dem es gilt, den ande-
ren zu überzeugen oder zu dominieren. 
Dies deshalb, weil mit diesen beiden Be-
griffen im politischen Geschäft ganz unter-
schiedliche Konzeptionen der Politikge-
staltung assoziiert werden. Erst jüngst 
wurde dies wieder deutlich, als es bei der 
Abfassung der Bildungspläne 2016 in Ba-
den-Württemberg eine Diskussion darüber 
gab, ob der Begriff »Friedenssicherung« 
nicht doch zu nahe am traditionellen Ver-
ständnis von Sicherheitspolitik angesiedelt 
sei und damit alternative Perspektiven und Handlungsmög-
lichkeiten außer Acht ließe.

Begriffsklärung

Dieser Beitrag versteht sich als Versuch, das Verhältnis der beiden 
Begriffe »Frieden« und »Sicherheit« zu bestimmen. Dabei wird zu-
nächst geklärt, was unter Frieden und Sicherheit zu verstehen ist, 
welche Handlungslogiken daraus folgen und wie angesichts des-
sen die derzeitige deutsche Außenpolitik einzuschätzen ist. Ne-
ben der unterschiedlichen Verwendung der beiden Begriffe als 
politische Kampfbegriffe oder wissenschaftliche Analysekatego-
rien soll hier auf eine weitere Differenzierung hingewiesen wer-
den, die nicht allzu oft vorgenommen wird und deren Nichtbe-
rücksichtigung oft zu Missverständnissen in der Debatte führt: 
ich werde versuchen, zwischen Frieden und Sicherheit, Friedens-
logik und Sicherheitslogik sowie Friedenspolitik und Sicherheits-
politik zu unterscheiden. Dieser Versuch einer Begriffsbestim-
mung steht allerdings unter dem generellen Vorbehalt, den uns 
die konstruktivistische Wende in den Gesellschaftswissenschaf-
ten gelehrt hat: auch diese Begriffe sind nicht objektiv zu fassen, 
sondern können allenfalls auf Zeit als gesellschaftlich akzeptiert 
und die öffentlichen Diskurse prägend angesehen werden. An-
dere Versuche, diese Begriffe zu füllen und deren Verhältnis zu 
bestimmen, sind deshalb willkommen bzw. liegen auch bereits 
vor.
Der zentrale Unterschied zwischen dem Friedens- und Sicher-
heitsbegriff kann darin gesehen werden, dass ersterer die Quali-
tät einer Beziehung zwischen zwei oder mehreren Akteuren 
 beschreibt, während der Begriff Sicherheit das Grundbedürfnis 

eines Akteurs zum Ausdruck bringt: sicher vor etwas spezifisch 
Bedrohlichem zu sein. Wir haben es hier also mit Begriffen zu tun, 
die unseren Blick auf unterschiedliche Ebenen des Sozialen len-
ken: der Friedensbegriff nimmt die Interaktion von Akteuren in 
den Blick, der Sicherheitsbegriff die Qualitätsabschätzung eines 
Zustandes, in dem sich ein Akteur im Verhältnis zu einem oder 
mehreren anderen sieht. 

Was heißt Frieden?

Befragen wir nun die verschiedenen Friedensdefinitionen der 
Neuzeit danach, was die Qualität einer Beziehung ausmachen 
muss, um sie als friedlich zu charakterisieren, so öffnet sich uns 
ein sehr breites Spektrum von Friedensdefinitionen (|M1|). Allen 
gemeinsam ist aber, dass Frieden sich durch die Abwesenheit von 
Krieg, also der Anwendung organisierter militärischer Gewalt 
zwischen sozialen Akteuren auszeichnet (aktuell z. B. IM 2, M4|). 
Folgt man dieser Minimaldefinition von Frieden, dann werden Be-
ziehungen, in denen zwischen den Akteuren Waffenstillstand 
herrscht oder (atomare) Abschreckung praktiziert wird, ebenfalls 
darunter subsumiert. Angesichts der insbesondere mit den Atom-
waffen einhergehenden immensen Zerstörungskraft und der 
Weiterentwicklung der Trägertechnologien wurde dieses enge 
Friedensverständnis v. a. von der Friedensforschung im letzten 
Drittel des vorigen Jahrhunderts stark kritisiert. Zentraler Kritik-
punkt war (und ist), dass ein Abschreckungssystem sich selbst 
perpetuiert und keinen Ausweg aus dem Drohverhältnis weisen 
kann. Galtung (1967) legte mit seinem Verständnis von Frieden als 
der Abwesenheit personaler und struktureller Gewalt einen 
 Vorschlag für einen Friedensbegriff vor, der weit über den Ab-
schreckungsfrieden hinaus wies und die ungerechten ökonomi-

Abb. 1 »Auf die Seite! Ich will nach Syrien!« 
 © dieKLEINERT.de, Kostas Koufogiorgos, 10.12.2015, picture alliance
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schen und sozialen Verhält-
nisse zwischen Nord und Süd 
und innerhalb von Gesell-
schaften in die Friedensde-
batte einbrachte. Im deutsch-
sprachigen Raum war es der 
Leiter der Forschungsstätte 
der Evangelischen Studienge-
meinschaft, Georg Picht, der 
als Konstitutionsbedingun-
gen des Friedens aufgrund 
der politischen und ökonomi-
schen Interdependenzen der 
wissenschaftlich-technischen 
Welt den Schutz vor Gewalt 
und Not sowie den Schutz der 
Freiheit i. S. der Meinungs-
freiheit nannte. Mit Frieden 
wurde damit nicht nur die Ab-
wesenheit einer existentiel-
len Bedrohung in der Bezie-
hung zweier Akteure durch 
Krieg, sondern auch die Ab-
wesenheit anderer existenz-
gefährdender Sozialverhält-
nisse umschrieben, die durch 
gesellschaftliche Beziehun-
gen wie z. B. ungerechte 
 Austauschbeziehungen oder 
Verteilungsregeln oder die Monopolisierung politischer Macht 
ent stehen. 
Diese Ausweitung des Friedensbegriffs schärfte den kritischen 
Blick auf die zivilen Alltagsbeziehungen in und zwischen Gesell-
schaften, insbesondere zwischen Nord und Süd, und beförderte 
die Frage, inwieweit sich diese als friedlich charakterisieren las-
sen. Für die Friedensforschung ergaben sich jedoch zwei Prob-
leme: zum einen weitete sich ihr Forschungsfeld weit über die 
minimalen Ressourcen hinaus, die ihr zur Verfügung standen. 
Zum anderen ging mit diesem weiten Friedensbegriff die Schwie-
rigkeit einher, das Ursache-Wirkungsverhältnis von z. B. Gerech-
tigkeit und Frieden erfassen zu wollen, wenn Gerechtigkeit be-
reits konstitutiv für die Friedenscharakterisierung war. Deshalb 
wurde vorgeschlagen, sich auf die immer noch höchst anspruchs-
volle Aufgabe zu konzentrieren, die Bedingungen für die Über-
windung des Krieges zu erforschen. In diesem Zusammenhang 
schlug Müller (2003, 219f.) vor, Frieden als einen Beziehungszu-
stand zwischen sozialen Akteuren anzusehen, »der gekennzeichnet 
ist durch die Abwesenheit direkter, verletzender physischer Gewalt und in 
dem deren möglicher Gebrauch gegeneinander in den Diskursen der Kol-
lektive keinen Platz hat.« 
Diese Definition impliziert als Friedensverständnis die dauer-
hafte Zivilisierung des Konflikts, d. h. nicht die Beseitigung des 
Konflikts, sondern dessen gekonnten gewaltfreien Austrag. Frie-
den hat folglich nichts mit Konfliktfreiheit und Harmonie zu tun, 
sondern bewährt sich gerade dann, wenn es Konflikte gibt und 
geht von deren nicht aufhebbarer Existenz (Ubiquität) aus. Um 
diesen Beziehungszustand zu erreichen, bedarf es eines politi-
schen Prozesses, den Eva und Dieter Senghaas wie folgt beschrei-
ben: »Frieden muss als ein gewaltfreier und auf die Verhütung von Ge-
waltanwendung gerichteter politischer Prozess begriffen werden. Durch 
ihn sollen vermittels Verständigung und Kompromissen solche Bedingun-
gen des Zusammenlebens von gesellschaftlichen Gruppen bzw. von Staa-
ten und Völkern geschaffen werden, die zum einen nicht ihre Existenz ge-
fährden und zum anderen nicht das Gerechtigkeitsempfinden oder die 
Lebensinteressen einzelner oder mehrerer von ihnen so schwerwiegend 
verletzen, dass diese nach Erschöpfung aller friedlichen Abhilfeverfahren 
Gewalt anwenden zu müssen glauben.« (Senghaas 2004; 67) 
Damit ist nicht nur Frieden als – vielleicht utopischer – Zustand 
nochmals verdeutlicht, sondern es werden auch Mittel und Ver-

fahren genannt, die bei der Verfolgung dieses Ziels zum Einsatz 
kommen sollen. Dies weist bereits auf eine spezifische Logik des 
Friedens hin, die sich aus den beiden zuletzt genannten Friedens-
verständnissen ergibt. (|Abb. 3 |) 

Was heißt Sicherheit?

Der Begriff der Sicherheit umschreibt die Abwesenheit einer exis-
tentiellen Bedrohung für zentrale Werte eines Akteurs (|M3|). Da-
mit sind schon zwei von vier Dimensionen benannt, die den Si-
cherheitsbegriff erfassen helfen: Es bedarf …

(1) eines oder mehrerer hochgeschätzter Werte sowie 
(2)  eines Adressaten, dessen Werte in Gefahr sind. Hinzu kom-

men noch 
(3) die Quelle der Bedrohung dieser Werte und 
(4) die Mittel, mit denen diese Werte in Frage gestellt werden. 

Kann eine Beziehung durch Dritte als friedlich anhand der 
Senghaas‘schen Kriterien nachvollziehbar, wenngleich nicht im-
mer unumstritten charakterisiert werden, so stellt sich dies im 

Abb. 2 »Ein junger Syrer am 30.12.2015 in den zerstörten Straßen von Damaskus, Syrien. Luftangriffe der Verbündeten 
des Al Assad-Regimes auf ein Gerichtsgebäude im Vorort Douma führten zu hunderten toten Zivilisten und tausenden Ver-
wundeten.« © epa,  Mohammed Badra, picture alliance, 30. Dezember 2015

Abb. 3 Drei Friedensverständnisse

Friedensverständnis 1 Friedensverständnis 2 Friedensverständnis 3

Abwesenheit von 
Krieg

Gewaltfreier 
 Kon fliktaustrag

Gerechte 
 Weltordnung

Waffenstillstand 
Abschreckung
Trennung

Abwesenheit von 
Krieg und 
Kriegsdenken

Müller 2003

Abwesenheit persona-
ler und struktureller 
Gewalt/ Schutz vor 
Gewalt und Not sowie 
Schutz der Freiheit/ 
Freedom of Fear und 
Freedom of Want
Picht 1971. 

Galtung 1967
UNDP 1994

© Thomas Nielebock, 2016 
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Hinblick auf die Sicherheit gänzlich anders dar. Die Frage der Si-
cherheit bleibt vielmehr der Einschätzung des einzelnen Akteurs 
überlassen, denn »der Grad der Sicherheit bzw. Bedrohtheit hängt weit-
gehend vom subjektiven Empfinden, den historischen Erfahrungen, dem 
Selbstverständnis und dem Verhältnis zur Umwelt ab.« (Graf von Bau-
dissin).
Dies gilt auch für so genannte korporative Akteure wie Gesell-
schaften, die sich aus vielen einzelnen Akteuren zusammensetzen 
und deren Sicherheitsempfinden letztlich durch den öffentlichen 
Diskurs bestimmt wird, weshalb man bedrohlichen Sachverhalten 
in unterschiedlichen Gesellschaften und zu unterschiedlichen 
Zeiten ganz unterschiedliche Bedeutungen für die eigene Sicher-
heit zuspricht. Dieses gut zu beobachtende Phänomen bezeich-
net man als Versicherheitlichung (»securitization«) von Gefähr-
dungen. Diese kann als Ergebnis eines gesellschaftlichen Dis-
kurses angesehen werden. Als Beispiel sei die Deutung genannt, 
die mit der Aufnahme von Schutzsuchenden einhergeht (|Abb. 4|); 
diese kann als eine Sicherheitsgefährdung für die Ansässigen auf-
gefasst oder als die soziale Sicherheit fördernd angesehen wer-
den, da sie einer Überalterung von Gesellschaften entgegenwirkt. 
Die Wahrnehmung von Gefahren wird dabei wesentlich bestimmt 
durch zwei sozialpsychologische Sachverhalte: durch das Attribu-
tionsproblem und die Reduktion der kognitiven Dissonanz. Letz-
teres beschreibt das Phänomen, Realentwicklungen kognitiv in 
das eigene Wunschdenken beschönigend zu integrieren, ersteres 
benennt die Tatsache, dass eigenes Fehlverhalten zumeist den ge-
gebenen Umständen zugeschrieben wird, fremdes Fehlverhalten 
jedoch in die Verantwortung des Gegenübers gestellt wird. Dies 
kann einerseits dazu führen, Gefahren abzustreiten oder gar zu 
ignorieren (»Apokalypse-Blindheit«), andererseits Gefahren und 
feindliches Verhalten übersteigert wahrzunehmen (»Alarmis-
mus«). 

Bedeutung medialer Aufmerksamkeit

Dazu kommt, dass die jeweilige mediale Aufmerksamkeit eines 
Problems dessen Bedrohungsgrad und damit das Unsicherheits-
gefühl bestimmt. Sie fehlt zum Beispiel im Hinblick auf die Tatsa-
che, dass täglich 24.000 Menschen verhungern – obwohl dies an-
gesichts der vorhandenen Nahrungsmittel in der Welt nicht sein 
müsste und deshalb als Ausdruck struktureller Gewalt zu erfassen 

ist. Die mediale Aufmerksam-
keit ist jedoch bei jedem Ter-
roranschlag (in Westeuropa 
und den USA) so groß, dass 
die Gefahr, durch einen Ter-
rorangriff zu Schaden zu 
kommen hierzulande fälsch-
licherweise weit größer ein-
geschätzt wird, als die durch 
einen Haushalts- oder Auto-
unfall. Eine Ausweitung des 
Unsicherheitsempfindens in 
unseren Gesellschaften, er-
gibt sich auch daraus, dass 
nicht mehr nur Bedrohungen 
i. S. von beabsichtigten Kon-
sequenzen gegenwärtigen 
Handelns, sondern auch 
 Risiken, also die nicht inten-
dierten Konsequenzen von 
Handeln durch Sicherheits-
maßnahmen begegnet wer-
den soll. Die politischen 
 Folgen, die mit einer Versi-
cherheitlichung von Lebens-
bereichen einhergeht, wer-
den unter den Stichwörtern 

»Freiheit stirbt mit Sicherheit« bzw. »Ohne Sicherheit keine Frei-
heit« kontrovers diskutiert. Unumstritten ist, dass Sicherheits-
maßnahmen immer die Exekutivgewalten stärken und damit – 
insbesondere auch im digitalen Zeitalter – eine deutliche 
Machtverschiebung zwischen den staatlichen Gewalten Legisla-
tive, Exekutive und Judikative, aber auch zwischen Regierung und 
Zivilgesellschaft bedeuten. 
In der Denktradition der Internationalen Beziehungen der Neu-
zeit war lange Zeit nur das Sicherheitsbedürfnis eines Staates re-
levant. Sicherheit für den Staat bedeutete, dass seine territoriale 
Integrität gewahrt wurde und sich kein anderer Staat in seine in-
neren Angelegenheiten einmischen durfte. (|M6|) Letzteres be-
deutete auch, dass jeder Staat über die Ausgestaltung seines po-
litischen Systems selbst entscheiden können musste. Ziel war die 
Wahrung der äußeren und inneren Souveränität. Die Existenz und 
die Souveränität eines Staates wurden v. a. durch die Rüstung an-
derer Staaten bedroht. Rüstung erzeugte also Unsicherheit und 
war doch das scheinbar letztlich einzige Mittel, diese Unsicher-
heit zu bannen. So befanden sich die Staaten aufgrund ihres 
 Strebens nach Sicherheit in einem fortwährenden Sicherheits-
dilemma, da die eigenen Sicherungsmaßnahmen zugleich Unsi-
cherheit für den anderen bedeuteten. 
Seit Thomas Hobbes legitimiert sich ein Staat gegenüber den ihm 
unterworfenen Bürger und Bürgerinnen dadurch, dass er ihnen 
Sicherheit garantiert. Zentral für die Existenzberechtigung von 
Staaten ist es folglich, Sicherheit gegen äußere Bedrohung herzu-
stellen. Dies erfolgt bis heute in der Regel dadurch, dass für den 
schlimmsten Fall einer Intervention von außen Abwehrkräfte in 
Form des Militärs aufgestellt werden, was die Rede vom Militär als 
»last resort« begründet (|Abb. 1|). Sicherheit wurde und wird bis 
heute folglich einseitig herzustellen versucht. 
Die akademische und die politische Diskussion um den Sicher-
heitsbegriff hat sich jedoch inzwischen in zweierlei Hinsicht weit 
über dieses Verständnis hinaus entwickelt. Zum einen wurde der 
Kreis der Zielgruppe, für die Sicherheitspolitik zu betreiben ist, 
erheblich erweitert. Es sind nun nicht mehr nur die Staaten, son-
dern auch gesellschaftliche Gruppen und sogar Individuen, aber 
auch die ganze Menschheit, die als Adressat von Sicherheitsbe-
mühungen angesehen werden. Es geht um die Existenzerhaltung 
der einzelnen Menschen und der Menschheit – was angesichts der 
menschlichen Fähigkeit, die Erde als lebenswürdigen Ort durch 
Atomwaffen oder durch das alltägliches Aufheizen mit fossilen 

Abb. 4 »Sicherung der EU-Außengrenzen« © Gerhard Mester, 8.2.2016
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Brennstoffen auszulöschen durchaus realis-
tisch ist. Zum zweiten wurden weitere Politik-
felder als »sicherheitsrelevant« angesehen, 
da die Ausweitung der Adressaten von Sicher-
heit ganz neue Existenzbedrohungen wie Ar-
mut, Hunger und Energieversorgung in den 
Blick treten ließen. Dieser Diskurs wurde v. a. 
in den Vereinten Nationen unter dem Stich-
wort »Menschliche Sicherheit« (»human se-
curity«) befördert (|M8|, |M9|) und heute 
implizit fortgeführt durch die Zielvorgaben 
der Millennium-Entwicklungsziele (Millen-
nium Development Goals = MDG) (|M7|, 
|M11|, und |M13|) und der 2015 verabschiede-
ten Globalen Nachhaltigkeitsziele (Sustaina-
ble Development Goals = SDG) (|M11|). Zu 
fragen ist jedoch, inwieweit sich diese unter-
schiedlichen Sicherheitsverständnisse, die 
heute gleichzeitig existieren (|M15|, |Abb. 5|), 
vereinbaren lassen bzw. wo bei ihrer Verfol-
gung Zielkonflikte auftreten und zu wessen 
Gunsten diese letztlich entschieden werden. 
Bemerkenswert ist, dass sich mit der Auswei-
tung des Sicherheitsbegriffs i. S. von mensch-
licher Sicherheit eine große Nähe zu den von 
Picht eingeführten Konstitutionsbedingun-
gen des Friedens als Schutz vor Gewalt und 
Not des einzelnen beobachten lässt. Mit dem 
Ziel Nr. 16 der Globalen Nachhaltigkeitsziele 
scheint auch ein erster konkreter, wenn auch 
zaghafter Einstieg in die Rechtsstaatlichkeit 
und Rechenschaftspflichtigkeit von Politik 
gelungen zu sein, was als ein Schritt hin zur 
dritten Konstitutionsbedingung von Picht, 
dem Schutz der Freiheit, verstanden werden 
kann. Der Unterschied bleibt jedoch, dass 
sich die Frage der Sicherheit letztlich auf den 
einzelnen Akteur bezieht und aus dessen 
Blickwinkel zu bearbeiten versucht wird, 
während der Friedensbegriff als Qualitätsbe-
schreibung einer Interaktion eine andere Lo-
gik verlangt. Inwiefern menschliche Sicher-
heit allerdings ebenso leicht wie staatliche 
und auf andere abgrenzbare Adressanten 
bezogene Sicherheit partikular und damit 
auch unfriedlich gegen Dritte durchsetzbar 
wird, wäre noch zu prüfen. 

Friedenslogik – Sicherheitslogik

Die unterschiedlichen Bezugspunkte des Friedens- und des Si-
cherheitsbegriffs führen letztlich auch dazu, dass beide einer je-
weils spezifischen Logik folgen. Nach Jaberg sind die Sicherheits-
logik und die daraus resultierende Politik durch die drei 
Charakteristika »Selbstbezüglichkeit«, »Entgrenzung« und »Dra-
matisierung/Eskalation« gekennzeichnet, die letztlich der 
Picht’schen Friedens-Idee des Schutzes vor Gewalt, Not und 
Furcht entgegenstehen. Unter Selbstbezüglichkeit ist zu verste-
hen, dass der Ausgangspunkt der Sicherheitslogik immer der 
Schutz eines spezifischen Akteurs gegenüber einem anderen Ak-
teur ist, von dem eine Bedrohung auszugehen scheint. Insofern 
weist die Sicherheitslogik (|M12|) einen partikularistischen Aus-
gangspunkt auf und präjudiziert eine bestimmte Sichtweise auf 
ein Problem. Daraus folgt auch, dass zum einen der eigene Bei-
trag zur Entstehung dessen, was als Bedrohung gilt, aus dem 
Sichtfeld verschwindet, und dass zum zweiten der »Feind« als der 
Urheber der Gefahr, nicht aber als ein Symptom tieferliegender 
Ursachen im Interaktionsfeld angesehen wird. Die Sicherheitslo-

gik führt zudem zu einer Entgrenzung in vier Bereichen. Zum ers-
ten beim Mitteleinsatz, da auch Krieg als »last resort« möglich 
sein kann, um Sicherheit zu erzeugen. Angesichts der Vernich-
tungskraft so genannter konventioneller Waffen ist jedoch zu fra-
gen, ob mit diesem letzten Mittel tatsächlich gesichert werden 
kann, was man zu sichern vorgibt. Zum Zweiten drängt die Sicher-
heitslogik auch zu einer Entgrenzung in der zeitlichen Dimension: 
präventives Sicherheitshandeln i. S. (|Abb. 2|, |Abb. 6|) einer vor-
sorglichen Eindämmung von Gefahren erscheint angemessener. 
Dies jedoch öffnet subjektiven Interpretationsspielräumen Tür 
und Tor. Zum dritten kann jeder geographische Raum und jedes 
Politikfeld »sicherheits-relevant« werden, und zum vierten be-
günstigt die Sicherheitslogik eine uneingeschränkte Entschei-
dungsfreiheit der Exekutive, die sich damit einer Offenlegung der 
Kriterien für eine Bedrohung und dem öffentlichen Diskurs ent-
ziehen kann. Dem subjektiven Empfinden der Eliten wird damit 
die Definitionsmacht überlassen. Schließlich erzeugt die Sicher-
heitslogik eine Dramatisierung und Eskalationsdynamik. Die Dra-

Abb. 5 »Projektion der 17 neuen Nachhaltigkeitsziele der UN an das Hauptgebäude der Vereinten 
Na tionen in New York, Mannhatten, die nach einstimmigem Beschluss der Mitliedstaaten vom 1. Septem-
ber 2015 bis 2030 weltweit umgesetzt sein sollen« © Kyodo/MAXPPP, dpa, 28.9.2015
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matisierung entsteht durch die Charakterisierung als eines Prob-
lems Sicherheitsproblem, da es als Gefahr für das physische 
Überleben eine existentielle Dimension einführt. Die Eskalation 
ergibt sich durch die Mittel- und Zeitentgrenzung der Sicherheits-
bedrohung. Werden Feindschaften und Bedrohungslagen pros-
pektiv angegangen, so erzeugen sie letztlich einen Handlungs-
druck zum Erstschlag im Namen der Sicherheit. Das – möglichst 
präventive – Ausschalten der Gefahr und der Akteure, von denen 
sie ausgeht, ist dann das letzte Ziel von Sicherheitspolitik. Die 
Einhegung durch Abwehr- und Abschreckungsmaßnahmen er-
scheinen nur als temporäre Zwischenschritte.
Mit dem Friedensbegriff wird dagegen der Fokus auf die Qualität 
der Beziehungen von Akteuren gelegt. Dieser Blickwinkel begrün-
det eine ganz andere Logik: die von Birckenbach so bezeichnete 
Friedenslogik. Eine friedenslogische Politik strebt ebenfalls wie die 
Sicherheitspolitik den Schutz vor Gewalt, in ihrer weiten Zielset-
zung auch den Schutz vor Not und den Schutz der Freiheit an. Da es 
ihr aber um die friedliche Qualität der Beziehungen und nicht um 
partikulare Sicherheit geht, soll die Androhung und Anwendung 
von Gewalt gerade vermieden werden. Daraus folgt, dass die Mit-
tel, um den Zustand Frieden zu erreichen, mit diesem Ziel überein-
stimmen müssen. Frieden mit aller Gewalt ist damit keine Option. 

Das friedenslogische Denken umfasst fünf Dimensionen:
(1) Es geht auch hier um das Prinzip der Gewaltprävention, aber 
nicht erst, wenn der eigene Staat und seine politische Ordnung 
bedroht sind, sondern bereits bei der materiellen und kulturellen 
Vorbereitung von Gewalttaten im gesellschaftlichen Raum. Wenn 
Gewalt geschieht, dann geht es im Sinne der Friedenslogik da-
rum, weitere Eskalationen zu vermeiden. 
(2) Aus der Friedenslogik folgt das Prinzip der Konflikttransfor-
mation. Dabei liegen die Gefahren nicht außerhalb bei einem 
»Feind«, sondern in der Beziehung selbst, d. h. es wird auch da-
nach gefragt, welchen Anteil man selbst an der Verschlechterung 
der Beziehungen hat und durch welches eigene Verhalten eine 
Transformation möglich werden könnte. Da Friedensprozesse 
einseitig initiiert werden können, dann aber einer Mitwirkung al-
ler bedürfen, geht die Friedenslogik 
(3) vom Prinzip einer Dialog- und Prozessorientierung aus. Ge-
rade in einer interdependenten Welt, in der Sicherheit einseitig 
kaum mehr herzustellen ist, geht es eher darum, die Interaktions-
dichte zu erhöhen, Verbindungen aufzubauen und Dialoge auf 
allen gesellschaftlichen Ebenen zwischen den Interaktionspart-
nern zu ermöglichen, weil nur so die Grundlagen für wirkliche 
Veränderungen gegeben sind. 
(4) Folgt man diesem Prinzip, so wird deutlich, dass nicht – wie in 
der Sicherheitslogik – alle Mittel erlaubt sind. Eine solche Selbst-
beschränkung sorgt für Transparenz und Berechenbarkeit des 
eigenen Handelns und stärkt darüber hinaus allgemein aner-
kannte Grundsätze, wodurch zugleich auch deren Vernünftigkeit 
für den Umgang miteinander unterstrichen wird. 
(5) Eine weitere Dimension nimmt die Möglichkeiten der Fehlein-
schätzungen in den Blick und betont das Prinzip der Reflexivität. 
Während in der Sicherheitslogik Scheitern stets als Eingeständnis 
von Schwäche empfunden wird, das durch ein Mehr der einge-
setzten Mittel als ausgleichbar erscheint, bleibt die Friedenslogik 
sensibel für selbstkritische Reflexion und ermöglicht daher ein 
Lernen und eine Neuausrichtung der Politik. 

Insgesamt ist die Friedenslogik geleitet von der Überzeugung, 
dass der Gegner als Konfliktpartner mit seinen Interessen und 
Bedürfnissen ebenfalls ernst zu nehmen ist und auch er ein Inter-
esse an der Beziehung hat. Oder anders formuliert: die Sicher-
heitslogik mit ihrer auf Abgrenzung zielenden Orientierung be-
fördert Sicherheit gegen einen anderen, die Friedenslogik weist 
dem Gegenüber dagegen eine zentrale Rolle als mitverantwortli-
chem Partner für die Qualität der Beziehung zu. 

Was fördert Frieden?

Selbst ein Frieden, der sich »nur« auf die dauerhafte Abwesenheit 
gewaltsamen Konfliktaustrags konzentriert (siehe Friedensver-
ständnis 2) ist höchst voraussetzungsvoll. Galtung (1982) und 
Senghaas (2004) haben dazu je eine Systematik vorgelegt, die das 
ganze Spektrum der Möglichkeiten für Friedensarbeit und Frie-
denspolitik ausleuchtet (|M13|). Diese Systematik macht zugleich 
deutlich, wo angesetzt werden kann und welche Themen Frie-
densbildung aufgreifen müsste (|M15|). Für Galtung gibt es mit 
der Friedenssicherung, der Friedensstiftung und der Friedensbe-
wahrung drei Annäherungsweisen an den Frieden. 
Unter Friedenssicherung ist der dissoziative Weg zu verstehen, 
sich den Gegner auf Distanz zu halten. Sie bleibt in der traditio-
nellen Machtpolitik verhaftet und sieht somit in der temporären 
Kriegsverhinderung gemäß des engen Friedensverständnisses 
(Friedensverständnis 1) ihre Aufgabe. Deren Nachteile wurden im 
Zusammenhang mit der Vorstellung der Sicherheitslogik bereits 
skizziert. 
Die Friedensstiftung widmet sich dem Umgang mit den umstrit-
tenen Positionen und Interessen der Parteien. Dabei wird davon 
ausgegangen, dass für einen Teil der Konflikte tatsächlich eine 
Lösung i. S. der Aufhebung der Positionsdifferenz im Hinblick auf 
das umkämpfte Gut oder den umstrittenen Wert gefunden wer-
den kann. Dies setzt jedoch einen Prioritätenwandel bei einer 
oder beiden Parteien voraus. Als Beispiel kann die Ostpolitik Willy 
Brandts Ende der 1960er Jahre angeführt werden. Brandt stellte 
das Wiedervereinigungsziel zugunsten verstärkter menschlicher 
Beziehungen zwischen den Einwohnern und Einwohnerinnen der 
BRD und der DDR zurück und ermöglichte damit eine ganz neue 
Konfliktentwicklung, die letztlich doch zur Wiedervereinigung 
der beiden deutschen Staaten führte. Ist eine Aufhebung der Po-
sitionsdifferenz nicht möglich, dann bleiben neben dem Aufschub 
des Konflikts noch fünf weitere Verfahren, den Streit zu beenden, 
auch wenn nicht jede Konfliktpartei das bekommen wird, was sie 
ursprünglich anstrebte. 
Die Friedensbewahrung als dritte Annäherungsweise an den 
Frieden stellt Strukturen und Lernprozesse für die Bildung politi-
scher Gemeinschaften und spezifische Rahmenbedingungen für 
den Umgang mit Konflikten in den Mittelpunkt. Sind diese Struk-
turen etabliert, die Lernprozesse wirksam geworden und die Rah-
menbedingungen gegeben, dann kann man davon ausgehen, 
dass die Beziehungsqualität der Akteure tatsächlich dauerhaft als 
friedlich charakterisiert werden kann. Anzunehmen ist, dass da-
mit zugleich auch sich wechselseitig verstärkende Lern- und 
Strukturbildungsprozesse einhergehen, die die Friedensbewah-
rung stabilisieren. Die Strukturelemente begründen eine Zone 
stabilen Friedens, die Voraussetzungen für kollektive Lernpro-
zesse weisen auf Faktoren hin, die eine politische Gemeinschafts-
bildung und Integration bewirken und damit die Kriegsfrage ob-
solet werden lassen. Die Rahmenbedingungen für die Zivilisierung 
der Konfliktbearbeitung, auch bekannt als das Senghaas’sche zi-
vilisatorische Hexagon, geben Hinweise darauf, wann auch mit 
einem gewaltfreien Konfliktaustrag innerhalb von Gesellschaften 
zu rechnen ist. Friedenspolitik und Friedensarbeit im Sinne eines 
»gewaltfreien und auf die Verhütung von Gewaltanwendung gerichteten 
politischen Prozesses« (Senghaas 2004, 67) bieten folglich vielfäl-
tige Möglichkeiten, in dieser Richtung aktiv zu werden. 

Ist deutsche Außenpolitik noch als 
Friedenspolitik zu charakterisieren?

Das Grundgesetz verpflichtet die deutsche Politik, »dem Frieden 
der Welt zu dienen« (Präambel). Legen wir die hier entfaltete Be-
grifflichkeit von Frieden und Sicherheit und die daraus folgenden 
Politiken zugrunde, so ist festzustellen, dass sich die deutsche 
Außenpolitik in Diskurs und Praxis weitgehend die Sicherheitslo-
gik zu Eigen gemacht hat. Dies kann hier nicht im Einzelnen nach-
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gezeichnet werden. Vielmehr bleibt nur ein 
Verweis auf die bemerkenswerte Rede des 
Bundespräsidenten auf der Münchner Sicher-
heitskonferenz 2014, die sich v. a. durch drei 
Aspekte auszeichnete. Zum ersten identifi-
zierte der Bundespräsident alle Gefahren für 
»unsere Sicherheit« als von außen kommend 
(|M15|). Die Frage des Eigenanteils Deutsch-
lands oder EU-Europas an den unfriedlichen 
Verhältnissen wird nicht angerissen (|M8|). 
Zum zweiten bleibt die Rede im Hinblick 
auf nicht-militärische Maßnahmen auffal-
lend vage. Vielmehr lässt sie sich auch als ein 
Plädoyer lesen, den Rückgriff auf militärische 
Gewalt und den Einsatz deutscher Soldaten 
als Sicherheitsinstrument anzuerkennen. 
Zum dritten bricht der Bundespräsident mit 
der Tradition seiner Vorgänger Heinemann 
und Rau, die sich als Förderer der Friedens-
forschung verstanden haben. Der derzeitige 
Amtsinhaber plädiert dagegen dafür, die Si-
cherheitsstudien an deutschen Hochschulen 
auszubauen, was nur so zu verstehen ist, dass 
er empfiehlt, sich auf die partikularistische 
Sicherheitslogik als Leitlinie der Politik fest-
zulegen. 
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MATERIALIEN

M 1  Thomas Nielebock: »Friedens-
definitionen« (2016)

Frieden ist …
… eine allenfalls näherungsweise erreich-
bare, ethisch-normativ begründete, indi-
rekt erkenntnis- und handlungsleitende wie 
handlungslegitimierende gesellschaftliche 
Utopie. (Reinhold Meyers 1994)
… eine ins Unendliche fortschreitende Annä-
herung an ein Ziel, dessen konkreter Inhalt 
sich mit der Geschichte selbst immer weiter 
voran bewegt und das deshalb prinzipiell 
nicht abschließend definiert werden kann … 
(Lothar Brock 1990)
 
… als Idee Einheit der Gegensätze; er ist als 
Praxis Versöhnung der Gegensätze, nicht de-
ren Aufhebung … Der Frieden ist eine Art des 
Umgangs mit der Differenz von Positivem 
und Negativem, von Integration und Des-
integration, von Kooperation und Konflikt. 
(Gertrud Brücher 2002)

… in vier Dimensionen »mehr« als die Abwesenheit von Krieg: Die 
zeitliche Dimension: dauerhafter Friede … Die räumliche Dimen-
sion: Friede als Weltfriede … Die soziale Dimension: innergesell-
schaftlicher Friede … Die prozedurale Dimension: Friede als fried-
licher Streit über den Frieden. (Lothar Brock 2002)

… kein Zustand: weder der Zustand des Nicht-Krieges noch der 
Zustand einer festen, unabänderlichen Ordnung. Sondern Frie-
den ist ein dynamischer Prozess; er ist die produktive Schaffung 
einer gerechten sozio-ökonomischen und politischen Weltord-
nung, in der Konflikte ohne die Anwendung kollektiver Gewalt 
ausgetragen werden können. (Wolfgang Huber 1970)

… eine bestimmte Qualität menschlichen Lebens, die mit den drei 
Indikatoren »Abbau von Not, Vermeidung von Gewalt, Verminde-
rung von Unfreiheit« gemessen werden kann. (Wolfgang Huber/ 
Hans-Richard Reuter 1990)

… ein Zustand sozialer Gerechtigkeit und Gewaltfreiheit, in dem 
jeder Mensch die Möglichkeit hat, sich entsprechend seiner geis-
tigen und körperlichen Fähigkeiten zu verwirklichen. (Johan Gal-
tung 1975)

… ein gewaltfreier und auf die Verhütung von Gewaltanwendung 
gerichteter politischer Prozess … (Eva und Dieter Senghaas 1996)

… ein Zustand zwischen bestimmten sozialen und politischen 
Kollektiven, der gekennzeichnet ist durch die Abwesenheit direk-
ter, verletzender physischer Gewalt und in dem deren möglicher 
Gebrauch gegeneinander in den Diskursen der Kollektive keinen 
Platz hat. (Harald Müller 2003)

… ein Prozessmuster des internationalen Systems, das gekenn-
zeichnet ist durch abnehmende Gewalt und zunehmende Vertei-
lungsgerechtigkeit. (Ernst-Otto Czempiel 1986)

© Thomas Nielebock, Friedensdefinitionen, 2016: Diese Sammlung der Begriffe ist einer 
Umfrage entnommen, die Sven Chojnacki unter Fachkolleg und Fachkolleginnen 2009 
durchgeführt hat; die Ergebnisse sind dokumentiert in: Chojnacki, Sven/ Namberger, 
 Verena (2011): Frieden – Vom Elend, ein konstitutiver Begriff zu sein, in: Leviathan 39 (3), 
333–359.

M 2  Übersicht über die Kriegsparteien und Allianzen in Syrien auf internatio-
naler, regionaler und innerstaatlicher Ebene
  ©  Grafik: A. Brühl/C. Goldammer, Redaktion: A. Eickelkamp (Stand 11.2.2016), 

dpa, picture alliance 

M 3  Staffan de Mistura, Sondergesandter der Vereinten Nationen, am Verhandlungstisch mit einer 
Delegation (»High Negotiations Committee«, HNC) der wichtigsten syrischen Oppositionsparteien 
während der »intra-syrischen Gespräche« in Genf am 1. Februar 2016. 
 © UN Photo/ Jean-Marc Ferre, picture alliance, 2016
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M 4  Thomas Nielebock: »Sicherheitsbegriffe«, 2016

Sicherheit ist …

… ist die Abwesenheit von Bedrohung der erreichten wirtschaftli-
chen, kulturellen und moralischen Werte (Arnold Wolfers 1952)

… bedeutet die Abwesenheit von Bedrohung oder die Fähigkeit, 
Bedrohung abwehren zu können. (Adrian Hyde-Price 2000)

… bedeutet »the ability of states and societies to maintain their 
independent identiy and their functional integrity.« (Barry Buzan 
1991)

… bezeichnet im Völkerrecht den Zustand eines Staates, in dem 
dieser einen wirksamen Schutz gegen von außen drohende Ge-
fahren für seine Existenz, seine Unabhängigkeit und seine territo-
rial Integrität genießt (Dieter Deiseroth 2000)

… ist die innere Freiheit, politische Entscheidungen selbst unter 
dem Druck eines externen Aggressors zu treffen. (Nils Andrén 
1984)

… ist die Freiheit der Eigenentwicklung. (Richard Löwenthal 1971)

… ist ein Zustand, in dem sich Individuen, Gruppen und Staaten 
nicht von ernsten Gefahren bedroht fühlen bzw. sich wirksam vor 
ihnen geschützt sehen und ihre Zukunft nach eigenen Vorstellun-
gen gestalten können. (Ernst-Christoph Meier u. a. 2012)

… had to do with protecting the territorial integrity and the poli-
tical system of a state, or what one may call identity of a state, 
first and foremost by military means … Today, the meaning of 
 security is openly contested … The concept of »human security« 
centres on the individual rather than the state. Indeed, states 
can themselves be a security threat to individuals if they neglect 
human rights and the basic needs of their population. (Thomas 
Diez u. a. 2011)

… beinhaltet viel mehr als nur die Abwesenheit gewaltsamer Kon-
flikte. Sie umfasst Menschenrechte, verantwortungsvolle Regie-
rungsführung (good governance), Zugang zu Bildung und Ge-
sundheit sowie eine Gewährleistung, dass jedes Individuum die 
Freiheiten und Möglichkeiten hat, sein Potenzial zu entfalten. 
(Commission on Human Security 2003)

© Thomas Nielebock, Sicherheitsdefinitionen, 2016: Diese Begriffe sind entnommen aus 
Commission on Human Security 2003, Diez u. a. 2011, Gärtner 2011 und Meier u. a. 2012

M 6  Staatliche Sicherheit in der Charta der 
Vereinten Nationen

Artikel 2 Die Organisation und ihre Mitglieder han-
deln im Verfolg der in Artikel 1 dargelegten Ziele 
nach folgenden Grundsätzen:
(1) Die Organisation beruht auf dem Grundsatz der 
souveränen Gleichheit aller ihrer Mitglieder.
(2) Alle Mitglieder erfüllen, um ihnen allen die aus 
der Mitgliedschaft erwachsenden Rechte und Vor-
teile zu sichern, nach Treu und Glauben die Ver-
pflichtungen, die sie mit dieser Charta übernehmen.
(3) Alle Mitglieder legen ihre internationalen Streitig-
keiten durch friedliche Mittel so bei, dass der Welt-
friede, die internationale Sicherheit und die Gerech-
tigkeit nicht gefährdet werden.
(4) Alle Mitglieder unterlassen in ihren internationa-
len Beziehungen jede gegen die territoriale Unver-
sehrtheit oder die politische Unabhängigkeit eines 
Staates gerichtete oder sonst mit den Zielen der Ver-
einten Nationen unvereinbare Androhung oder An-
wendung von Gewalt.
(5) Alle Mitglieder leisten den Vereinten Nationen 
jeglichen Beistand bei jeder Maßnahme, welche die 
Organisation im Einklang mit dieser Charta ergreift; 
sie leisten einem Staat, gegen den die Organisation 
Vorbeugungs- oder Zwangsmaßnahmen ergreift, 
keinen Beistand.
(6) Die Organisation trägt dafür Sorge, dass Staaten, 
die nicht Mitglieder der Vereinten Nationen sind, in-
soweit nach diesen Grundsätzen handeln, als dies 
zur Wahrung des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit erforderlich ist.
(7) Aus dieser Charta kann eine Befugnis der Verein-
ten Nationen zum Eingreifen in Angelegenheiten, die 
ihrem Wesen nach zur inneren Zuständigkeit eines 
Staates gehören, oder eine Verpflichtung der Mit-
glieder, solche Angelegenheiten einer Regelung auf 
Grund dieser Charta zu unterwerfen, nicht abgelei-
tet werden (…).

M 5  Karte Syriens mit den Gebieten, die unter der Kontrolle des Assad-Regimes oder von 
Rebellen, IS etc. sind 
 © Grafik: F. Bökelmann/J. Reschke, Redaktion: K. Pepping/S. Tanke, dpa, picture alliance, 28.1.2016
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M 7  Andrea Bachstein: »Magie der Zahl«. Mit ihren Millen-
niumszielen haben die Vereinten Nationen versucht, 
Hunger und Armut einzudämmen – und so für mehr 
Sicherheit auf der Welt zu sorgen. Einiges ist erreicht, 
doch immer neue Konflikte machen auch viele Erfolge 
zunichte. Süddeutsche Zeitung vom 10.2.2016

Es war der Enthusiasmus zur Jahrtausendwende zu spüren, das 
irrationale Gefühl, die Zahl 2000 könne magische Kräfte freiset-
zen, als alle damals 189 Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen 
im September 2000 in New York die Millenniums-Erklärung bestä-
tigten. So viel Unterstützung wurde wohl noch keiner Vision zu-
teil: Die Welt für alle besser zu machen, universale Hoffnungen, 
ewige Menschheitsträume zu realisieren.
Inzwischen mussten die Millenniums-Entwicklungsziele (MDGs) 
fortgeschrieben werden. Noch ehrgeiziger sind sie geworden, 
umfassender. Nun heißt der Plan »Agenda 2030«, auch wenn die 
alten Ziele noch lange nicht alle erreicht sind. Die Millenniums-
Erklärung ist als ganz großer Wurf der Menschheit angelegt.
Acht Entwicklungsziele (MDGs) wurden zur Jahrtausendwende 
identifiziert, die für eine Zukunft mit weniger Leid, mehr Gerech-
tigkeit und Chancen für alle auf der Welt wichtig sein würden.
15 Jahre später, im Jahr 2015, sollten sie erreicht sein. Vor allem 
Hunger und extreme Armut sollten überall überwunden, Krank-
heiten eingedämmt, gar besiegt sein. Weniger Kinder und Mütter 
sollten sterben. Sauberes Wasser und Grundschulen für alle soll-
ten verfügbar sein, Gleichberechtigung und Umweltschutz wollte 
man voranbringen. Alles drückende Sorgen, große Probleme, die 
sich gegenseitig bedingen und wesentlich sind für Frieden und 
Sicherheit. »Auch in den ärmsten Ländern« könnten diese Ziele 
erreicht werden, steht in der Abschlusserklärung.
Es gab und gibt Kritik: Die Ziele seien zu unverbindlich, die Krite-
rien nicht überall anwendbar, Umweltschutz komme zu kurz. Ge-
radezu zynisch sei es, die absolute Armutsgrenze bei 1,25 Dollar 
Einkommen am Tag zu definieren. Kofi Annan, damals UN-Gene-
ralsekretär, sagte: »Jetzt müssen wir die Ärmel hochkrempeln.« 
Was im Jahr 2000 keiner ahnte: 15 Jahre später würden 60 Millio-
nen Menschen auf der Flucht sein, vor allem vor bewaffneten Kon-
flikten. Hier findet die Entwicklungspolitik ihren größten Feind. 
Keiner wusste, wie viel Kräfte und Geld etwa wegen des Syrien-
kriegs für Nothilfe aufgewendet werden würden – Geld, das nun 
nicht für langfristige Ziele ausgegeben werden kann. Keiner 
ahnte, dass im Sudan und Südsudan noch immer gekämpft würde 
und Millionen dort von Hunger bedroht sein würden.
(2015) wurden beim Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung 17 
neue Ziele für eine nachhaltige Entwicklung (SDGs) beschlossen. 
Gleichzeitig war Bilanzzeit für das Jahrtausendwendeprojekt. Wie 
nahe war die Realität den Menschheitsträumen gekommen? Die 
Antwort: mal näher und mal ferner, und besonders weit entfernt 
blieb sie im südlichen Afrika und in Südasien. Erreicht ist laut Sta-
tistik das erste Ziel, die extreme Armut zu halbieren: Seit 1990 ist 
die Zahl der Menschen, die mit weniger als 1,25 Dollar am Tag le-
ben, von 1,9 Milliarden auf 863 Millionen gefallen. Der Anteil der 
Menschen, die Hunger leiden, sollte halbiert werden. In den Ent-
wicklungsländern ist dieses Ziel fast erreicht, von 23,3 Prozent 
1990 fiel ihr Anteil auf 12,9. Aber noch immer sind fast 800 Millio-
nen vom Hunger bedroht. Gleichzeitig gefährden Konflikte und 
Klima die Fortschritte bei der Ernährungssicherung. In den Ent-
wicklungsländern, wo 47 Prozent der Menschen extrem arm wa-
ren, sind noch 14 Prozent vom Hunger bedroht. Kritiker sagen, 
das Ergebnis sei durch Berechnungsmethoden geschönt. Gut 
sieht es aus beim zweiten Ziel: Grundschulbildung für alle. 1990 
gingen mehr als 100 Millionen Kinder nicht zur Schule, geschätzte 
57 Millionen waren es 2015. Subsahara-Afrika holte am meisten 
auf. Dort stieg der Anteil der Schüler von 52 Prozent auf 80 Pro-
zent, trotz großen Bevölkerungswachstums. Größtes Hindernis 
für Schulbesuche sind kriegerische Konflikte.
Bei der Gleichstellung der Geschlechter, drittes MDG, ist die Bi-
lanz gemischt. Viel mehr Mädchen gehen zur Schule, in Entwick-

lungsländern ist gar Gleichstand erreicht. In Südasien kamen 
1990 auf 100 Jungen 74 Mädchen, nun 103. Wenig ging aber in der 
Arbeitswelt voran: 1990 machten Frauen 35 Prozent der bezahlten 
Arbeitskräfte in der Landwirtschaft aus, nun 41 Prozent. Und in 
Südamerika stieg der Anteil der Frauen unter den Armen.
Beim vierten Ziel – Reduzierung der Kindersterblichkeit um zwei 
Drittel – gibt es besonders große Probleme. Gelungen ist es nur, 
die Sterblichkeit der unter Fünfjährigen zu halbieren, von 90 je 
1000 Kinder auf 43. Trotz Bevölkerungswachstums fiel die Zahl 
gestorbener Kinder bis fünf Jahre von 12,7 Millionen 1990 weltweit 
auf sechs Millionen. Dennoch sterben jeden Tag noch fast 16.500 
Kleinkinder an Infektionen, verdorbenem Wasser oder schlechter 
Nahrung. Immerhin beschleunigt sich die Rate, mit der die Kin-
dersterblichkeit sinkt. Die Erfolge haben viel mit dem medizini-
schen Fortschritt zu tun. Masernimpfungen erreichen jetzt 84 
Prozent der Kinder, das hat 15,6 Millionen Leben gerettet zwi-
schen 2000 und 2013. Kindersterblichkeit und Müttersterblichkeit 
gehören zueinander. Entwicklungsziel Nummer fünf, ihre Sterb-
lichkeitsrate um drei Viertel zu senken, ist nicht erreicht. Starben 
1990 bei je 100.000 Geburten 380 Mütter, waren es 2013 noch 210.
Ziel 6: HIV/Aids, Malaria und andere schwere Krankheiten sollen 
eingedämmt werden. Um 40 Prozent sanken HIV-Neuinfektionen, 
aus 3,5 Millionen Fällen wurden 2,1 Millionen. 13,6 Millionen Men-
schen erhielten antivirale Therapien, 2003 waren es 800.000. 
Sechs Millionen Aids-Tote wurden so zwischen 1995 und 2013 ver-
hindert. Sehr erfolgreich ist auch die Malariabekämpfung.
Die Sicherung der ökologischen Nachhaltigkeit, MDG8, ist wenig 
präzise formuliert. Von Umwelt-, Arten und Ressourcenschutz bis 
zum Zugang zu sauberem Wasser und dem Rückbau von Slums 
reicht die Agenda. Dass ozonschädliche Substanzen seit 1990 fast 
abgeschafft sind und die Ozonschicht sich erholt, gilt als Durch-
bruch. Aber CO2-Emissionen stiegen von 1990 bis 2012 um die 
Hälfte. Es gehen weniger Waldflächen verloren als in den 1990er-
Jahren, aber immer noch zu viele. Die Fischbestände werden we-
niger. Zu sauberem Trinkwasser hatten 2015 immerhin 91 Prozent 
der Menschen Zugang, 76 Prozent waren es 1990 – hier war die 
Millenniumsvorgabe schon 2010 erreicht.
Halb so viele Menschen wie 1990 müssen ihre Notdurft im Freien 
verrichten, aber weiter hat ein Drittel der Menschen keinen Zu-
gang zu verbesserten Sanitäreinrichtungen – das Teilziel ist ver-
fehlt.
Der Anteil derer, die in Entwicklungsländern in Slums leben, ver-
ringerte sich um zehn auf knapp 30 Prozent, aber die Zahl der 
Menschen in Slums stieg auf etwa 900 Millionen.
Weltweite Entwicklungspartnerschaften aufzubauen war das 
achte Millenniumsziel. Dazu gehören: Handels- und Finanzsys-
teme, die nicht diskriminieren, Schuldenerleichterung, Zusam-
menarbeit, Zugang zu erschwinglichen Medikamenten und neuen 
Technologien. Die öffentliche Entwicklungshilfe stieg seit 2000 
von 81 auf 135 Milliarden Dollar. Die in den MDGs angestrebten 
Ausgaben von 0,7 Prozent der Bruttonationaleinkommen für Ent-
wicklungszwecke haben aber viele Länder, auch Deutschland, 
nicht verwirklicht. Auf 84, respektive 79 Prozent stiegen die zoll-
freien Importe aus den am wenigsten entwickelten Ländern und 
Entwicklungsländern seit 2000. Ihre Schuldenlast sank von 2000 
bis 2013 von zwölf auf 3,1 Prozent.

© Andrea Bachstein, Magie der Zahl, SZ vom 10.2.2016, S. 13
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M 8  Joachim Gauck: »Deutschlands Rolle 
in der Welt: Anmerkungen zu Verant-
wortung, Normen und Bündnissen«.

(…) Dies ist ein gutes Deutschland, das beste, 
das wir jemals hatten. Das auszusprechen, ist 
keine Schönfärberei. Als ich geboren wurde, 
herrschten die Nationalsozialisten, die die 
Welt mit Leid und Krieg überzogen haben. Als 
der Zweite Weltkrieg endete, war ich fünf Jahre 
alt. Unser Land war zerstört, materiell und mo-
ralisch. Schauen wir uns an, wo Deutschland 
heute steht: Es ist eine stabile Demokratie, frei 
und friedliebend, wohlhabend und offen. Es 
tritt ein für Menschenrechte. Es ist ein verläss-
licher Partner in Europa und in der Welt, gleich 
berechtigt und gleich verpflichtet. Das alles 
erfüllt mich mit tiefer Dankbarkeit und Freude. 
(…) Deutschland tritt ein für einen Sicherheits-
begriff, der wertebasiert ist und die Achtung 
der Menschenrechte umfasst. Im außenpoliti-
schen Vokabular reimt sich Freihandel auf Frie-
den und Warenaustausch auf Wohlstand. (…) 
Deutschland ist überdurchschnittlich globali-
siert und es profitiert deshalb überdurch-
schnittlich von einer offenen Weltordnung – ei-
ner Weltordnung, die Deutschland erlaubt, 
Interessen mit grundlegenden Werten zu verbinden. Aus all dem 
leitet sich Deutschlands wichtigstes außenpolitisches Interesse 
im 21. Jahrhundert ab: dieses Ordnungsgefüge, dieses System zu 
erhalten und zukunftsfähig zu machen. (…) Wie der Wandel all-
mählich an bundesdeutschen Gewissheiten nagt, ist seit einiger 
Zeit nicht mehr zu übersehen. An der europäischen Idee halten 
wir fest. Aber Europas Krise verunsichert uns. Auch an der NATO 
halten wir fest. Aber über die Ausrichtung der Allianz debattieren 
wir seit Jahren, und ihrer finanziellen Auszehrung werfen wir uns 
nicht entgegen. Das Bündnis mit den Vereinigten Staaten stellen 
wir nicht in Frage. Aber Stresssymptome und Zukunftsungewiss-
heit beobachten wir durchaus. Die regelbasierte Welt der Verein-
ten Nationen halten wir in hohen Ehren. Aber die Krise des Multi-
lateralismus können wir nicht ignorieren. Die neuen Weltmächte, 
wir sähen sie gerne als Teilhaber einer Weltordnung. Aber einige 
suchen ihren Platz nicht in der Mitte des Systems, sondern eher 
am Rande. Wir fühlen uns von Freunden umgeben, wissen aber 
kaum, wie wir umgehen sollen mit diffusen Sicherheitsrisiken wie 
der Privatisierung von Macht durch Terroristen oder Cyberkrimi-
nelle. (…) Deutschland zeigt zwar seit langem, dass es internatio-
nal verantwortlich handelt. Aber es könnte – gestützt auf seine 
Erfahrungen bei der Sicherung von Menschenrechten und Rechts-
staatlichkeit – entschlossener weitergehen, um den Ordnungs-
rahmen aus Europäischer Union, NATO und den Vereinten Natio-
nen aufrechtzuerhalten und zu formen. Die Bundesrepublik muss 
dabei auch bereit sein, mehr zu tun für jene Sicherheit, die ihr von 
anderen seit Jahrzehnten gewährt wurde. 
Nun vermuten manche in meinem Land im Begriff der »internati-
onalen Verantwortung« ein Codewort. Es verschleiere, worum es 
in Wahrheit gehe. Deutschland solle mehr zahlen, so meinen die 
einen, Deutschland solle mehr schießen, so sagen die anderen. 
Und die einen wie die anderen sind davon überzeugt, dass »mehr 
Verantwortung« vor allem mehr Ärger bedeute. Es wird Sie nicht 
überraschen: Ich sehe das anders. (…) Manchmal kann auch der 
Einsatz von Soldaten erforderlich sein. Eines haben wir gerade in 
Afghanistan gelernt: Der Einsatz der Bundeswehr war notwendig, 
konnte aber nur ein Element einer Gesamtstrategie sein. Deutsch-
land wird nie rein militärische Lösungen unterstützen, es wird 
politisch besonnen vorgehen und alle diplomatischen Möglich-
keiten ausschöpfen. Aber wenn schließlich der äußerste Fall dis-
kutiert wird – der Einsatz der Bundeswehr –, dann gilt: Deutsch-
land darf weder aus Prinzip »nein« noch reflexhaft «ja« sagen. (…) 

Das Prinzip der staatlichen Souveränität und der Grundsatz der 
Nichteinmischung dürfen gewalttätige Regime nicht unantastbar 
machen. Hier setzt das »Konzept der Schutzverantwortung« an: 
Es überträgt der internationalen Gemeinschaft den Schutz der 
Bevölkerung vor Massenverbrechen, wenn der eigene Staat diese 
Verantwortung nicht übernimmt.
(…) Lassen Sie mich ein paar Beispiele in Fragen kleiden: Tun wir, 
was wir tun könnten, um unsere Nachbarschaft zu stabilisieren, 
im Osten wie in Afrika? Tun wir, was wir tun müssten, um den Ge-
fahren des Terrorismus zu begegnen? Und wenn wir überzeu-
gende Gründe dafür gefunden haben, uns zusammen mit unseren 
Verbündeten auch militärisch zu engagieren, sind wir dann be-
reit, die Risiken fair mit ihnen zu teilen? Tun wir, was wir sollten, 
um neue oder wiedererstarkte Großmächte für die gerechte Fort-
entwicklung der internationalen Ordnung zu gewinnen? Ja, inter-
essieren wir uns überhaupt für manche Weltgegenden so, wie es 
die Bedeutung dieser Länder verlangt? Welche Rolle wollen wir in 
den Krisen ferner Weltregionen spielen? Engagieren wir uns 
schon ausreichend dort, wo die Bundesrepublik eigene und ei-
gens Kompetenz entwickelt hat – nämlich bei der Prävention von 
Konflikten? Ich meine: Die Bundesrepublik sollte sich als guter 
Partner früher, entschiedener und substantieller einbringen.
Um seinen Weg in schwierigen Zeiten zu finden, braucht Deutsch-
land Ressourcen, vor allem geistige Ressourcen – Köpfe, Instituti-
onen, Foren. Jedes Jahr eine Sicherheitskonferenz in München – 
das ist gut, aber nicht genug. Ich frage mich: Ist es nicht an der 
Zeit, dass die Universitäten mehr anbieten als nur eine Handvoll 
Lehrstühle für die Analyse deutscher Außenpolitik? Muss nicht 
auch die Sicherheitsforschung gestärkt werden, einschließlich 
der Abwehr von Cyberangriffen durch Kriminelle oder durch 
Nachrichtendienste?
(…) Außenpolitik soll doch nicht eine Sache von Experten oder Eli-
ten sein – und Sicherheitspolitik schon gar nicht. Das Nachden-
ken über Existenzfragen gehört in die Mitte der Gesellschaft. Was 
alle angeht, das soll von allen beraten werden. (…) Frank-Walter 
Steinmeier will den Dialog mit Wissenschaft und Zivilgesellschaft 
suchen. Das wäre ein Schritt auf dem Weg zu einer neuen gesell-
schaftlichen Selbstverständigung. Das Gespräch darüber, wo, wie 
und wann wir unsere Werte und unsere Sicherheit verteidigen 
wollen, führt uns zu mehr Klarheit über Maß und Ziel von Deutsch-
lands internationalem Engagement.

© Joachim Gauck, www.bundespraesident.de, 31.1.2014 

M 9  Bundespräsident Joachim Gauck am 31.1.2014 in München während seiner Rede auf der 50. 
Münchner Sicherheitskonferenz. An der Konferenz nahmen rund 20 Staats- und Regierungschefs 
sowie mindestens 50 Außen- und Verteidigungsminister teil. 
 © Guido Bergmann/Bundesregierung, picture alliance 
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M 11  Menschliche Sicherheit: Merkmale nach der 
»UN-Kommission für menschliche Sicherheit« (2001)

Human security complements »state security« in four respects:
•  Its concern is the individual and the community rather than the 

state.
•  Menaces to people’s security include threats and conditions 

that have not always been classified as threats to state security.
• The range of actors is expanded beyond the state alone.
•  Achieving human security includes not just protecting people 

but also empowering people to fend for themselves. 

© UNO, 2001

M 13  Thorsten Nieberg: Die Dimensionen menschlicher 
Sicherheit und ihre Besonderheiten

Wirtschaftliche 
Sicherheit

Ein Gefühl von Sicherheit, das aus dem Zugang zu 
Arbeit oder einer relativ stabilen Beschäftigungssitu-
ation bzw. einem garantierten Mindesteinkommen 
entspringt, welches entweder durch diese Arbeit 
oder staatliche Wohlfahrt erzielt wird.

Ernährungs-
sicherheit

Ein Gefühl von Sicherheit, das auf der Möglichkeit 
basiert, Zugang zu einer bestimmten Menge und 
Auswahl an Nahrung zu haben, die ausreicht, um die 
menschlichen Grundbedürfnisse abzudecken.

Gesund-
heitliche 
Sicherheit

Ein Gefühl von Sicherheit, das auf dem Schutz vor 
Infektionen und Krankheiten beruht sowie auf der 
Möglichkeit des Zugangs zu professioneller medi-
zinischer Versorgung.

Umwelt-
sicherheit

Ein Gefühl von Sicherheit, das auf dem Schutz vor 
Gefahren basiert, die dem natürlichen Lebensumfeld 
entspringen. Dazu gehören plötzlich auftretende 
Gefahren wie Erdbeben, Wirbelstürme und Über-
schwemmungen ebenso wie sich über einen längeren 
Zeitraum entwickelnde Gefahren, z. B. Luftver-
schmutzung oder Wüstenbildung (Desertifikation).

Persönliche 
Sicherheit

Ein Gefühl von Sicherheit, das auf dem Schutz der 
körperlichen und psychischen Integrität der Person 
beruht.

Sicherheit 
der Gemein-
schaft

Ein Gefühl von Sicherheit, das aus dem Bewusstsein 
hervorgeht, Teil einer größeren Gruppe von Men-
schen zu sein, die ähnliche Ansichten und Einstellun-
gen haben.

Politische 
Sicherheit

Ein Gefühl von Sicherheit, das damit einhergeht, Mit-
glied einer Gesellschaft zu sein, die nicht unterdrückt 
wird und in der die sie zusammenhaltenden Autoritä-
ten die grundlegenden Menschenrechte wahren.

© Thorsten Nieberg: www.bpb.de/gesellschaft/migration/kurzdossiers/164862/menschliche-sicherheit, 
Darstellung des Autors basierend auf UNDP: Bericht zur menschlichen Sicherheit 1994.

M 10  Am Rande der UN-Vollversammlung wurde am 25.9.2015 die globale 
Strategie »Every Woman Every Child« vorgestellt. Die UN-Initiative, 
u. a. unterstützt von Bill (r) und Melinda (2.v.r) Gates soll die Situation 
von Frauen, Kinder und Jugendlichen in Krisengebieten verbessern. 
 © Fritz Schumann, picture alliance 

M 12 Tücken der Sicherheitslogik und ihre Auswege

Tücken Auswege? Erfolg / Effekte?

Selbstbezüglichkeit
(eigene Interessen als Monokategorie, prinzipieller 
Feindverdacht gegenüber anderen Akteuren; blinde 
Flecken; Struktur, eigener Anteil am Problem)

Blickfeldveränderung 1:
selbstreflexive Wende innerhalb realistischer 
Sicherheitspolitik (z. B. internationale Sicherheit, 
Berücksichtigung struktureller Ursachen und des 
 eigenen Problemanteils)

Symptommilderung

Blickfeldveränderung 2:
Neuerfindung eines inklusiven Sicherheits-
begriffs, Theoriensprung zum Idealismus 
(z. B. »human security«)

Ergänzung zum eigenbezüglichen Sicherheits-
begriff

Grenzenlosigkeit Errichtung äußerer Schranken (insbesondere 
Recht, aber auch Diskurs, soziale Bewegungen, andere 
Mächte)

abhängig von der Unterwerfungsbereitschaft 
der Politik und der Stärke der Gegenkräfte

a) Mittel Konditionierung der Sicherheitspolitik jenseits 
von Selbstverteidigung auf nichtmilitärische 
Mittel

Unterminierung möglich durch weiten, vernetz-
ten Sicherheitsbegriff und Umdeutungen von 
Angriffs- in Verteidigungskriege

b) Zeitrahmen Option 1:
Befristung des Selbstverteidigungsrechts 
äußerstenfalls auf unmittelbar bevorstehende 
militärische Angriffe (Präemption)

Unterminierung möglich durch Umdeutungen 
von präventiver bzw. antizipatorischer Selbst-
verteidigung in Präemption

Option 2:
Befristung des Selbstverteidigungsrechts auf 
gegenwärtige Angriffe

eher normative Klarheit als substanzielle Lösung

c) Sektor, geografische Reichweite Beschränkung des Sicherheitsbegriffs auf 
 existenzielle Bedrohungen durch personelle 
Großgewalt

Begrenzung zunächst »nur« des Sicherheits-
diskurses

d) Subjektivierung/ Totalisierung Begründungszwang/ Mitwirkung aller Gewalten Versachlichung/ Pluralisierung der Sicherheits-
politik

Dramatisierung der Lage/ Eskalation im 
Handeln (»securitization«)

sparsame Verwendung des Sicherheitsbegriff/ 
Fokussierung des Sicherheitsdiskurses auf 
 personale Großgewalt

Begrenzung des Dramatisierungspotenzials und 
der Eskalaltionsanlässe

© Nielebock 2016, nach: Jaberg, Sabine 2014: Sicherheitslogik. Eine historisch-genetische Analyse und mögliche Konsequenzen, in: W&F Dossier 75 (Beilage zu Wissenschaft & Frieden 
2/2014), S. 8–11.
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M 14  Die »Ziele nachhaltiger Entwicklung«(Sustainable 
Development Goals, SDGs) sind politische Zielsetzun-
gen der Vereinten Nationen (UNO), die der Sicherung 
einer nachhaltigen Entwicklung auf ökonomischer, 
sozialer sowie ökologischer Ebene dienen sollen. Die 
Ziele wurden in Anlehnung an den Entwicklungsprozess 
der Millenniums-Entwicklungsziele (MDG) entworfen 
und traten am 1. Januar 2016 mit einer Laufzeit von 
15 Jahren (bis 2030) in Kraft. Im Unterschied zu den 
MDG, die insbesondere Entwicklungsländern galten, 
gelten die SDGs für alle Staaten.

Das Ergebnis ist ein komplexer Katalog aus 17 Zielen und 167 Un-
terzielen. Sie bilden – gemeinsam mit (finanziellen) Mitteln und 
Umsetzungsmaßnahmen, Indikatoren zur Fortschrittsmessung 
sowie Überprüfungsmechanismen – die Post-2015-Agenda. Die 
meisten der 17 SDGs korrespondieren dabei mit Menschenrech-
ten, zu deren Umsetzung sich die UN-Mitgliedstaaten bereits ver-
pflichtet haben. 

M 15 Annäherungsweisen an den »Frieden« (nach Galtung und Senghaas)
Friedenssicherung Friedensstiftung Friedensbewahrung

Dissoziation Lösung
Verzögerung

Strukturelemente für 
Gemeinschaftsbildung und 
Integration

Voraussetzungen für kollektive 
Lernprozesse zur Gemeinschafts-
bildung

Rahmenbedingungen für 
die Zivilisierung der Konflikt-
bearbeitung

Machtgleichgewicht

Abschreckung

Peacekeeping durch 
Dritte

 Prioritätenwandel

Teilung/ Kompromiss

Kuhhandel

geteilte/ gemeinsame 
Kontrolle

Externalisierung der 
Entscheidung

Aufschub der Entschei-
dung/ Zeitgewinn

Interdependenz/ Symbiose 
i. S.v. hoher gegenseitiger 
Abhängigkeit

Annähernde Symmetrie/ 
Gleichheit i. S.v. Nicht-Aus-
beutung

Homologie i. S.v. vergleichba-
rer politischer, sozialer und 
ökonomischer Strukturen

Entropie i. S.v. vielfältigen 
Kreuz- und Querbezügen ver-
schiedenster Akteure

Breitbandigkeit i. S.v. vielen 
Austauschfeldern

Großräumigkeit i. S.v. mehre-
ren Ländern

Gemeinsame Institutionen/ 
Suprastruktur

Vereinbarkeit von hauptsächlichen 
Werten

Erweiterung von grenzüberschrei-
tenden Komunikations- und Trans-
aktionsvorgängen

»responsiveness«

Akzentuiertes Wachstum und 
die Erwartung von gemeinsamen 
Vorteilen

Steigerung der Problemlösungs-
fähigkeit

Kerngebiete mit Zugpferd-
Funktionen

Rollenwechsel

Erweiterung der Eliten im Sinne der 
Chance für Aufwärtsmobilität

Chancen eines neuen/ alternativen 
Lebensstils

Voraussagbarkeit der Motive 
und des Verhaltens (Erwartungs-
stabilität)

Gewaltmonopol

Rechtsstaatlichkeit

Interdependenz und Affekt-
kontrolle

Demokratisierung

Verteilungsgerechtigkeit

Kultur des konstruktiven 
 Konfliktaustrags

(= zivilisatorisches Hexagon)

Folgen Was damit einhergeht:

Perpetuierung der 
Anarchie-Vorstellung

Perpetuierung der 
Machtverhältnisse

Intransparenz und 
»worst-case«-Denken

Abbau der Anarchie

Egalisierung der Machtfigur durch Verteilungsgerechtigkeit
Demokratisierung der Herrschaftssysteme

Transparenz der außenpolitischen Entscheidungen

Global Governance-Möglichkeiten für alle

Kompetenz der Akteure

© Nielebock 2016

© UNO 2015
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